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achter teilzunehmen, sowie auf die Resolutionen 57/47 vom
21. November 2002 und 59/19 vom 8. November 2004,

Kenntnis nehmend von den Empfehlungen in dem Bericht
der Gruppe namhafter Persönlichkeiten für die Beziehungen
zwischen den Vereinten Nationen und der Zivilgesellschaft13

betreffend die systematischere Einbeziehung von Parlamenta-
riern in die Arbeit der Vereinten Nationen,

1. begrüßt die Anstrengungen, die die Interparlamenta-
rische Union unternimmt, um für einen umfassenderen Beitrag
der Parlamente und eine verstärkte Unterstützung der Verein-
ten Nationen zu sorgen;

2. nimmt Kenntnis von den Schlussfolgerungen der
zweiten Weltkonferenz der Parlamentspräsidenten14, die in
Verbindung mit dem Weltgipfel 2005 vom 7. bis 9. September
2005 am Amtssitz der Vereinten Nationen abgehalten wurde;

3. legt den Vereinten Nationen und der Interparlamen-
tarischen Union nahe, auch künftig auf verschiedenen Gebie-
ten eng zusammenzuarbeiten, insbesondere in den Bereichen
Frieden und Sicherheit, wirtschaftliche und soziale Entwick-
lung, Völkerrecht, Menschenrechte, Demokratie und Gleich-
stellungsfragen, eingedenk des beträchtlichen Nutzens, den
die Zusammenarbeit zwischen den beiden Organisationen mit
sich bringt, wie aus dem Bericht des Generalsekretärs9 hervor-
geht;

4. ermutigt die Interparlamentarische Union, ihren Bei-
trag zur Tätigkeit der Generalversammlung weiter auszubau-
en, namentlich zu ihrer Neubelebung, gemäß Resolution
60/286 vom 8. September 2006 und im Zusammenhang mit
den neu geschaffenen Organen wie dem Menschenrechtsrat
und der Kommission für Friedenskonsolidierung;

5. ermutigt die Interparlamentarische Union außerdem,
den Wirtschafts- und Sozialrat aktiv zu unterstützen, insbeson-
dere bei der Wahrnehmung der dem Rat vom Weltgipfel 2005
übertragenen neuen Aufgaben;

6. begrüßt das vor kurzem zwischen dem Demokratie-
fonds der Vereinten Nationen und der Interparlamentarischen
Union geschlossene Partnerschaftsabkommen und sieht einer
Verstärkung der Zusammenarbeit im Bereich Demokratie und
gute Regierungsführung mit Interesse entgegen;

7. ruft dazu auf, die jährlichen parlamentarischen An-
hörungen bei den Vereinten Nationen und die anderen im Rah-
men der großen Tagungen der Vereinten Nationen abgehalte-
nen parlamentarischen Fachtagungen zu gemeinsamen Veran-
staltungen der Vereinten Nationen und der Interparlamentari-
schen Union weiterzuentwickeln;

8. ruft außerdem dazu auf, die Interparlamentarische
Union nach Bedarf enger in die Ausarbeitung der dem System
der Vereinten Nationen und dem Koordinierungsrat der Leiter
der Organisationen des Systems der Vereinten Nationen zur
Prüfung vorzulegenden systemweiten Strategien einzubezie-

hen, um eine stärkere und kohärentere Unterstützung der Tä-
tigkeit der Vereinten Nationen durch die Parlamente zu ge-
währleisten;

9. beschließt, den Unterpunkt „Zusammenarbeit zwi-
schen den Vereinten Nationen und der Interparlamentarischen
Union“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer dreiundsechzig-
sten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 61/7

Verabschiedet auf der 39. Plenarsitzung am 20. Oktober 2006, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/61/L.7 und Add.1, einge-
bracht von: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Andorra, Angola, Äquatorialguinea,
Armenien, Belgien, Benin, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, Côte d’Ivoire,
Demokratische Republik Kongo, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti,
Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana, Griechenland, Guinea, Guinea-Bissau,
Haiti, Honduras, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Ko-
lumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Laotische Volksdemokratische Republik,
Lettland, Libanon, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Mali, Marok-
ko, Mauretanien, Mauritius, Moldau, Monaco, Mosambik, Niger, Norwegen,
Österreich, Paraguay, Philippinen, Polen, Portugal, Ruanda, Rumänien, São To-
mé und Príncipe, Schweiz, Senegal, Serbien, Seychellen, Slowakei, Slowenien,
St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Thailand, Togo, Tschad, Tschechische
Republik, Tunesien, Ukraine, Ungarn, Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zy-
pern.

61/7. Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Natio-
nen und der Internationalen Organisation der
Frankophonie

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 33/18 vom 10. No-
vember 1978, 50/3 vom 16. Oktober 1995, 52/2 vom 17. Ok-
tober 1997, 54/25 vom 15. November 1999, 56/45 vom 7. De-
zember 2001, 57/43 vom 21. November 2002 und 59/22 vom
8. November 2004 sowie ihren Beschluss 53/453 vom 18. De-
zember 1998,

in Anbetracht dessen, dass die Internationale Organisation
der Frankophonie eine beträchtliche Anzahl von Mitgliedstaa-
ten der Vereinten Nationen in sich vereint, zwischen denen sie
die multilaterale Zusammenarbeit auf Gebieten fördert, die für
die Vereinten Nationen von Interesse sind,

eingedenk der Artikel der Charta der Vereinten Nationen,
die zur Förderung der Ziele und Grundsätze der Vereinten Na-
tionen durch die regionale Zusammenarbeit ermutigen,

sowie eingedenk dessen, dass die Internationale Organisa-
tion der Frankophonie sich entsprechend der am 23. November
2005 auf der Ministerkonferenz der Frankophonie in Antana-
narivo verabschiedeten Charta der Frankophonie zum Ziel ge-
setzt hat, bei der Herbeiführung und dem Ausbau der Demo-
kratie, der Verhütung, Bewältigung und Beilegung von Kon-
flikten und der Unterstützung der Rechtsstaatlichkeit und der
Menschenrechte, der Verstärkung des Dialogs zwischen den
Kulturen und Zivilisationen, der Annäherung zwischen den
Völkern durch gegenseitiges Wissen und der Stärkung ihrer
Solidarität durch eine auf die Förderung ihres Wirtschafts-
wachstums gerichtete multilaterale Zusammenarbeit sowie bei
der Förderung der allgemeinen und der beruflichen Bildung
behilflich zu sein,

13 Siehe A/58/817 und Corr.1.
14 Siehe A/60/398, Anlage.
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die Schritte begrüßend, die die Internationale Organisation
der Frankophonie unternommen hat, um ihre Beziehungen zu
den Organisationen des Systems der Vereinten Nationen und
zu internationalen und regionalen Organisationen zu festigen
und auf diese Weise ihre Ziele zu verwirklichen,

mit Befriedigung davon Kenntnis nehmend, dass sich die
Staats- und Regierungschefs der Länder, die Französisch als
gemeinsame Sprache verwenden, auf ihrem am 28. und
29. September 2006 in Bukarest abgehaltenen elften Gipfel-
treffen mit Blick auf die Erreichung der Millenniums-Ent-
wicklungsziele zur multilateralen Zusammenarbeit zu Gun-
sten der nachhaltigen Entwicklung, insbesondere durch Bil-
dung und den Einsatz von Informationstechnologien, ver-
pflichtet und ihre Entschlossenheit bekundet haben, die fran-
kophone Zusammenarbeit und Kooperation auszuweiten, um
die digitale Spaltung zu verringern, die Armut zu bekämpfen
und zur Herausbildung einer gerechteren Form der Globalisie-
rung beizutragen, die zu Fortschritt, Frieden, Demokratie und
zur Gewährleistung der Menschenrechte führt, die kulturelle
und sprachliche Vielfalt voll und ganz achtet und den Interes-
sen der schwächsten Bevölkerungsgruppen und der Entwick-
lung aller Länder dient,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
die Durchführung der Resolution 59/2215,

mit Befriedigung Kenntnis nehmend von den maßgebli-
chen Fortschritten, die in der Zusammenarbeit zwischen den
Vereinten Nationen, den Sonderorganisationen und anderen
Organen und Programmen der Vereinten Nationen und der In-
ternationalen Organisation der Frankophonie erzielt wurden,

überzeugt, dass eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen
den Vereinten Nationen und der Internationalen Organisation
der Frankophonie den Zielen und Grundsätzen der Vereinten
Nationen dient,

im Hinblick darauf, dass die beiden Organisationen be-
strebt sind, die auf politischem, wirtschaftlichem, sozialem
und kulturellem Gebiet zwischen ihnen bestehenden Verbin-
dungen zu konsolidieren, auszubauen und zu festigen,

1. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von dem Bericht
des Generalsekretärs15 und begrüßt die zunehmend enge und
produktive Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Natio-
nen und der Internationalen Organisation der Frankophonie;

2. stellt mit Befriedigung fest, dass sich die Internatio-
nale Organisation der Frankophonie aktiv an der Tätigkeit der
Vereinten Nationen beteiligt, zu der sie einen wertvollen Bei-
trag leistet;

3. nimmt mit großer Befriedigung Kenntnis von den In-
itiativen der Internationalen Organisation der Frankophonie
auf den Gebieten Konfliktprävention, Förderung des Friedens
und Unterstützung der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit
und der Menschenrechte im Einklang mit den Verpflichtun-
gen, die auf der am 13. und 14. Mai 2006 in Saint Boniface
(Kanada) abgehaltenen Ministerkonferenz der Frankophonie

über Konfliktprävention und menschliche Sicherheit bekräf-
tigt wurden, und würdigt die Organisation für den echten Bei-
trag, den sie in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen
in Haiti, den Komoren, Côte d’Ivoire, Burundi, der Demokra-
tischen Republik Kongo und der Zentralafrikanischen Repu-
blik leistet;

4. begrüßt, dass die Vereinten Nationen und die Inter-
nationale Organisation der Frankophonie unter Beteiligung
anderer regionaler und subregionaler Organisationen sowie
nichtstaatlicher Organisationen die Zusammenarbeit auf dem
Gebiet der Frühwarnung und der Konfliktprävention eingelei-
tet haben, und befürwortet die Weiterverfolgung dieser Initia-
tive mit dem Ziel, praktische Empfehlungen auszuarbeiten, um
die Schaffung entsprechender operativer Mechanismen, so-
weit erforderlich, zu erleichtern;

5. dankt der Internationalen Organisation der Franko-
phonie für die Schritte, die sie in den letzten Jahren unternom-
men hat, um die kulturelle und sprachliche Vielfalt und den
Dialog zwischen den Kulturen und Zivilisationen zu fördern;

6. dankt dem Generalsekretär der Vereinten Nationen
und dem Generalsekretär der Internationalen Organisation der
Frankophonie für die unermüdlichen Anstrengungen, die sie
unternehmen, um die Zusammenarbeit und Koordinierung
zwischen den beiden Organisationen zu verstärken und da-
durch ihren wechselseitigen Interessen auf politischem, wirt-
schaftlichem, sozialem und kulturellem Gebiet zu dienen;

7. begrüßt die Aufnahme der Zusammenarbeit zwi-
schen der Internationalen Organisation der Frankophonie und
der Sekretariats-Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze
mit dem Ziel, die Anzahl der französischsprachigen Mitarbei-
ter bei den Friedenssicherungseinsätzen der Vereinten Natio-
nen zu erhöhen;

8. begrüßt außerdem, dass das elfte Gipfeltreffen der
Frankophonie dem Einsatz neuer Technologien im Dienste der
Bildung gewidmet war, und fordert die Sonderorganisationen
und die Fonds und Programme des Systems der Vereinten Na-
tionen auf, ihre Zusammenarbeit mit der Internationalen Or-
ganisation der Frankophonie auf dem Gebiet der nachhaltigen
Entwicklung zu verstärken;

9. begrüßt ferner, dass sich die Länder, die Französisch
als gemeinsame Sprache verwenden, insbesondere über die In-
ternationale Organisation der Frankophonie an der Vorberei-
tung, Durchführung und Weiterverfolgung von unter der
Schirmherrschaft der Vereinten Nationen organisierten inter-
nationalen Konferenzen beteiligen;

10. würdigt die Zusammenkünfte auf hoher Ebene, die
regelmäßig zwischen dem Sekretariat der Vereinten Nationen
und dem Sekretariat der Internationalen Organisation der
Frankophonie abgehalten werden, und spricht sich dafür aus,
dass beide Sekretariate an den wichtigen Tagungen der beiden
Organisationen teilnehmen;

11. dankt dem Generalsekretär dafür, dass er die Interna-
tionale Organisation der Frankophonie in seine regelmäßigen
Treffen mit den Leitern von Regionalorganisationen einbezo-
gen hat, und bittet ihn, daran auch künftig festzuhalten, unter
Berücksichtigung der Rolle, die die Internationale Organisa-15 Siehe A/61/256, erster Teil, Abschn. XI.
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tion der Frankophonie bei der Konfliktprävention und bei der
Unterstützung der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit
spielt;

12. nimmt mit Befriedigung davon Kenntnis, dass die
Vereinten Nationen und die Internationale Organisation der
Frankophonie auf dem Gebiet der Wahlbeobachtung und
Wahlhilfe weiterhin zusammenarbeiten, und spricht sich für
eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen den beiden Organi-
sationen auf diesem Gebiet aus;

13. ersucht den Generalsekretär der Vereinten Nationen,
in Zusammenarbeit mit dem Generalsekretär der Internationa-
len Organisation der Frankophonie die Abhaltung regelmäßi-
ger Treffen zwischen Vertretern des Sekretariats der Vereinten
Nationen und Vertretern des Sekretariats der Internationalen
Organisation der Frankophonie anzuregen, um den Informa-
tionsaustausch, die Koordinierung der Tätigkeiten und die Er-
mittlung neuer Bereiche der Zusammenarbeit zu fördern;

14. begrüßt die Beteiligung der Internationalen Organi-
sation der Frankophonie an der Tätigkeit der Kommission für
Friedenskonsolidierung in Bezug auf Burundi und legt der In-
ternationalen Organisation der Frankophonie und der Kom-
mission für Friedenskonsolidierung eindringlich nahe, auch
künftig aktiv zusammenzuarbeiten;

15. bittet den Generalsekretär der Vereinten Nationen,
im Benehmen mit dem Generalsekretär der Internationalen Or-
ganisation der Frankophonie das Erforderliche zu veranlassen,
um die Zusammenarbeit zwischen den beiden Organisationen
auch weiterhin zu fördern;

16. bittet die Sonderorganisationen, Fonds und Program-
me des Systems der Vereinten Nationen sowie die Regional-
kommissionen, einschließlich der Wirtschaftskommission für
Afrika, zu diesem Zweck mit dem Generalsekretär der Inter-
nationalen Organisation der Frankophonie zusammenzuarbei-
ten, indem sie neue Synergien zu Gunsten der Entwicklung
aufzeigen, insbesondere auf den Gebieten Armutsbeseitigung,
Energie, nachhaltige Entwicklung, Bildung, Ausbildung und
Entwicklung neuer Informationstechnologien;

17. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen;

18. beschließt, den Unterpunkt „Zusammenarbeit zwi-
schen den Vereinten Nationen und der Internationalen Orga-
nisation der Frankophonie“ in die vorläufige Tagesordnung ih-
rer dreiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 61/8
Verabschiedet auf der 43. Plenarsitzung am 30. Oktober 2006, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 114 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 1 Enthaltung*,
auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/61/L.9 und Add.1, eingebracht von:
Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Argentinien, Armenien, Australien,
Bangladesch, Belarus, Belgien, Belize, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Bra-
silien, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Dominikanische
Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador,
Estland, Finnland, Frankreich, Gabun, Griechenland, Guatemala, Indien, Indo-
nesien, Irland, Island, Italien, Japan, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Kroatien,
Kuwait, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Moldau, Monaco,
Montenegro, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Öster-

reich, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Rumänien, Russische
Föderation, Schweden, Schweiz, Serbien, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spa-
nien, Südafrika, Thailand, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uru-
guay, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten
von Amerika, Zypern.

* Dafür: Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda,
Argentinien, Armenien, Australien, Bahrain, Belarus, Belgien, Belize, Brasilien,
Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, China, Costa Rica, Däne-
mark, Deutschland, Dschibuti, Ecuador, Eritrea, Estland, Finnland, Frankreich,
Georgien, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea Bissau, Guyana, Haiti,
Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Is-
rael, Italien, Japan, Jemen, Kanada, Kap Verde, Katar, Kenia, Kolumbien, Ko-
moren, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lett-
land, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Madagaskar, Malaysia, Malediven, Malta, Marokko, Mauritius, Mexiko, Mol-
dau, Monaco, Mongolei, Montenegro, Myanmar, Neuseeland, Niederlande,
Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Paraguay, Peru, Philippinen,
Polen, Portugal, Republik Korea, Rumänien, Russische Föderation, San Marino,
Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Serbien, Singapur, Slowenien, Somalia,
Spanien, Sri Lanka, Südafrika, Syrische Arabische Republik, Thailand, Togo,
Tschad, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Ukraine, Ungarn, Venezuela
(Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigtes Königreich
Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Vietnam.

Dagegen: Demokratische Volksrepublik Korea.
Enthaltung: Sambia.

61/8. Bericht der Internationalen Atomenergie-Orga-
nisation

Die Generalversammlung,

nach Erhalt des Berichts der Internationalen Atomenergie-
Organisation für das Jahr 200516,

Kenntnis nehmend von der Erklärung des Generaldirektors
der Internationalen Atomenergie-Organisation17, in der er zu-
sätzliche Informationen über die wichtigsten Entwicklungen
in der Tätigkeit der Organisation im Jahr 2006 gab,

in Anerkennung der Wichtigkeit der Arbeit der Organisa-
tion,

sowie in Anerkennung der Zusammenarbeit zwischen den
Vereinten Nationen und der Organisation und des Abkom-
mens zur Regelung der Beziehungen zwischen den Vereinten
Nationen und der Organisation, das von der Generalkonferenz
der Organisation am 23. Oktober 1957 und von der General-
versammlung in der Anlage zu ihrer Resolution 1145 (XII)
vom 14. November 1957 gebilligt wurde,

1. nimmt mit Dank Kenntnis von dem Bericht der Inter-
nationalen Atomenergie-Organisation16;

2. nimmt Kenntnis von den Resolutionen
GC(50)/RES/10A über Maßnahmen zur Verstärkung der in-
ternationalen Zusammenarbeit bei der Nuklear-, Strahlungs-
und Transportsicherheit und bei der Abfallbehandlung,

16 International Atomic Energy Agency, The Annual Report for 2005
(GC(50)/4); den Mitgliedern der Generalversammlung mit einer Mittei-
lung des Generalsekretärs (A/61/266) übermittelt.
17 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-first Session,
Plenary Meetings, 42. Sitzung (A/61/PV.42) und Korrigendum.




